
§ 12 GVG.
Die Zwangsräumung einer Wohnung im Rahmen der 
staatlichen Wohnraumlenkung ist ein Verwaltungsakt. 
Dieser endet mit dem Transport der Möbel des aus der 
geräumten Wohnung entfernten bisherigen Wohnungs­
inhabers in die ihm zugewiesene Wohnung.
Läßt die Verwaltungsstelle später die Möbel weiter­
transportieren, weil der frühere Inhaber der geräumten 
Wohnung die zugewiesene Wohnung nicht bezieht und 
diese anderweitig benutzt werden soll, so liegt kein 
Vcrwaltungsakt mehr vor, sondern — zulässige — Ge­
schäftsführung ohne Auftrag. Die Kosten dieser 
Geschäftsführung — des abermaligen Transportes — 
können von dem bisherigen Wohnungsinhaber im 
Rechtswege verlangt werden; andererseits ist der 
Rechtsweg für dessen etwaige Schadensersatzforderun­
gen für Transportschäden zulässig.
OG, Urt. vom 11. November 1960 — 2 Zz 53/59.

Im Jahre 1955 ordnete der Kläger als zuständiges Organ 
der staatlichen Wohnraumlenkung einen Wohnungstausch 
an, demzufolge der Verklagten eine gegenüber ihrer bisheri­
gen Wohnung kleinere 2-Zimmerwohnung in P., Seestraße, 
zugewiesen wurde. Da sie der Anordnung nicht nachkam, 
räumte der Kläger in ihrer Abwesenheit am 5. Dezember 
1955 ihre bisherige Wohnung im Verwaltungswege und ließ 
die Möbel in die zugewiesene Wohnung bringen, die die 
Verklagte jedoch auch jetzt nicht bezog. Sie hielt sich in 
der Folgezeit bei Verwandten auf. Der Kläger räumte des­
halb die zugewiesene Wohnung wiederum, um den Wohn- 
raum für anderweiten dringenden Bedarf frei zu machen, im 
Juli 1956 und ließ die Möbel auf dem Speicher eines Spe­
diteurs unterbringen; er bezahlte die von diesem hierfür 
berechneten Beträge von monatlich 30 DM. Der Kläger 
fordert von der Verklagten deren Ersatz nach den Bestim­
mungen über die Geschäftsführung ohne Auftrag.
Die Verklagte hat Abweisung der Klage beantragt und aus­
geführt, daß die Anordnung des Wohnungstauschs und 
demzufolge auch die vom Kläger durchgeführte Räumung 
unrechtmäßig gewesen seien. Es habe ihr nicht zugemutet 
werden können, die zugewiesene — zu kleine — Tausch­
wohnung zu beziehen. Es hätten darin noch nicht einmal 
ihre Möbel untergebracht werden können. Wenn daraufhin 
der Kläger ihre Möbel auf einem Speicher untergebracht 
habe, so müsse er selbst die Kosten hierfür tragen.
Das Kreisgericht hat mit Urteil vom 12. Dezember 1957 
die Klage als unzulässig abgewiesen.
Zur Begründung hat es ausgeführt:
Der Kläger habe bei der Anordnung .des Wohnungstauschs 
und der von ihm durchgeführten Räumung der Wohnung 
als Verwaltungsorgan in Ausübung seiner vollziehend-ver- 
fügenden Tätigkeit gehandelt. Zwar sei er gegenüber dem 
Spediteur bei der Vereinbarung der Unterstellung der 
Möbel zivilrechtlich aufgetreten, und es bestehe zwischen 
ihm und diesem ein Zivilrechtsverhältnis. Zwischen ihm 
und der Verklagten beständen dagegen rein verwaltungs­
rechtliche Beziehungen. Die Unterstellung der Möbel.Jiing 
untrennbar mit der Verwaltungstätigkeit des Klägers zu­
sammen. Eine Prüfung sich hieraus ergebender Ansprüche 
würde danach zwangsläufig eine Überprüfung der Verwal­
tungstätigkeit mit sich bringen. Das sei aber nach aner­
kannter Rechtsprechung nicht zulässig. Die Klage sei daher 
gemäß § 10 GVG wegen Unzulässigkeit des Rechtswegs 
abzuweisen.
Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Kassation dieses Urteils beantragt. Der 
Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Richtig ist, daß die Anordnung eines Wohnungstauschs 
durch das zuständige Organ der staatlichen Wohnraum­
lenkung Verwaltungstätigkeit ist. Auch die im Falle 
der Nichtbefolgung der Anordnung notwendige Räu­
mung der Wohnung ist im Verwaltungswege durchzu­
führen (§ 10 Abs. 2 der VO über die Lenkung des Wohn- 
raumes vom 22. Dezember 1955, GBl. 1956 I S. 4). 
Daraus ergibt sich, daß die Verklagte im Verfahren vor 
dem Kreisgericht nicht, wie sie das auch mit ihrer Ein­
gabe im Kassationsverfahren getan hat, Unrechtmäßig­
keit der Maßnahmen des zuständigen Verwaltungs­

organs geltend machen kann. Die Gerichte sind nicht 
befugt, die von den Verwaltungsbehörden im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit getroffenen Maßnahmen nachzu­
prüfen. Dagegen hatte die Verklagte die Möglichkeit, 
sich beschwerdeführend an übergeordnete Verwaltungs­
organe zu wenden.
Anders liegt es aber entgegen der Auffassung des Kreis­
gerichts bei dem vom Kläger im vorliegenden Verfah­
ren geltend gemachten Anspruch. Muß schon erwartet 
werden, daß ein Bürger unseres Staates eine Verwal­
tungsanordnung, unbeschadet seines Beschwerderechts, 
befolgt, so hat die Verwaltungstätigkeit mit der Räu­
mung der bisherigen Wohnung und dem Transport der 
Möbel nach der zugewiesenen Wohnung ihren Abschluß 
gefunden. Nimmt, wie im vorliegenden Fall, die Ver­
klagte die zugewiesene Wohnung über einen längeren 
Zeitraum nicht in Anspruch und will sie das, wie ihr 
Verhalten erkennen läßt, auch in Zukunft nicht tun, 
dann liegt ihr ob, für eine anderweite Unterbringung 
ihrer Möbel zu sorgen. Wenn sie dieser ihrer Verpflich­
tung nicht nachkam und sich der Kläger genötigt sah, 
das für sie zu tun, um den ungenutzten Wohnraum für 
die Deckung anderweiten dringenden Bedarfs frei zu 
machen, dann handelte er, zumindest soweit es den 
Abschluß des Verwahrungsvertrags mit dem Spediteur 
betrifft, nicht mehr in Ausübung der ihm obliegenden 
Verwaltungstätigkeit. Er besorgte vielmehr eine Ange­
legenheit der Verklagten, handelte also für sie als 
Geschäftsführer ohne Auftrag. Für die sich daraus 
ergebenden zivilrechtlichen Beziehungen und Ansprüche 
zwischen den Parteien ist der Rechtsweg gegeben.'
Ein der Geschäftsführung entgegenstehender Wille der 
Verklagten kommt nicht in Betracht, weil ohne das 
Tätigwerden des Klägers ihre Verpflichtung, den von 
ihr nicht genutzten Wohnraum zur Deckung anderweiten 
dringenden Wohnraumbedarfs frei zu machen, eine 
Verpflichtung, deren Erfüllung im öffentlichen Interesse 
liegt, nicht erfüllt worden wäre (§ 679 BGB).
Das Urteil des Kreisgerichts war aus den angeführten 
Gründen wegen Verletzung des § 10 GVG* aufzuheben 
und die Sache an dieses Gericht zur anderweiten Ver­
handlung und Entscheidung zurückzuverweisen.
Hieraus ergibt sich gleichzeitig, daß auch für etwaige 
Gegenansprüche der Verklagten (sie hat mangelhafte 
Unterbringung und dadurch eingetretene Beschädigung 
der Möbel behauptet, ohne aber dafür einen entspre­
chenden Widerklageantrag zu stellen) der Rechtsweg 
gegeben ist.

Präambel, § 50 Abs. 4 PatG.
1. Auch wenn ein Nutzungsvertrag über ein Wirt­
schaftspatent (DWP) keine in ausdrückliche Worte ge­
faßte Verpflichtung zum Nachbau des Patentgegen­
standes enthält, ist er wegen der in dieser Hinsicht 
unbestimmten Fassung der Auslegung fähig und 
bedürftig.

2. Für eine Ausführungspflicht des Nutzungsnehmers
kann dessen vertraglich übernommene Verpflichtung 
zum Nachsuchen der Nutzungserlaubnis beim Patent­
amt sprechen in Verbindung mit der Bestimmung der 
Laufdauer des Vertrages bis zur (zeitlich unbestimm­
ten) Beeidigung der Nutzung des Wirtschaftspatentes 
und in Verbindung mit dem Umstande, daß sicli zu­
gestandenermaßen der Nutzungsnehmer das Recht 
sichern wollte, im Bedarfsfälle nach dem DWP bauen 
zu dürfen. i
3. Die Auslegung von Nutzungsverträgen über Wirt­
schaftspatente unter Berücksichtigung der mündlichen 
Vorbesprechungen und der Interessenlage beider Par­
teien vorzunehmen, liegt im Sinne der Präambel des 
Patentgesetzes vom 6. September 1950. Danach kommt

• Jetzt § 12 GVG i. d. F. vom 1. Oktober 1959.
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